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Entwurf eines Gesetzes zur AnderunB des wohnrauminvestitionsprogrammgesetzes

(wrPG)

Sehr geehrte Damen und Herren,

sehr geehrter Herr Dr. Kalusche,

Zunächst danke ich im Namen des BFw Landesverbandes Freier lmmobilien-und

Wohnungsunternehmen Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland für die Möglichkeit zum

Entwurf eines Wohnrauminvestitionsprogrammgesetzes Stellung nehmen zu

können.

Mit Blick auf die Liste der Verteiler darf ich erneut darauf hinweisen, dass unser

Verband satzungsgemäß folgenden Namen führt:

BFW Landesverband Freier lmmobilien- und Wohnungsunternehmen

Hessen/Rheinland-Pfalz/5aarland.

Die im BFW organisierten, mittelständischen Unternehmen sind bundesweit für
mehr als 50 % des Wohnungsneubaus verantwortlich. Auch im BFW

Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland sind überwiegend Bauträger und

Projektentwickler organisiert, die sich mit Mietwohnungsneubau befassen. Sie sind

in der Re8ion fest verwurzelt, als Arbeitgeber, Auftraggeber und Steuerzahler.

Grundsätzlich begrüßt der BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland die vorgesehene

Aufstockung der Fördersumme um weitere 257 Millionen €.

Deutlich kritisch ist aus Sicht unseres Verbandes zu bewerten, dass die Fördermittel

nur den Kommunen und nur den kommunalersetzenden Maßnahmenträgern

zugänglich sind.

Dies werden in den Kommunen regelmäßig kommunale

Wohnungsbauunternehmen sein, die damit alleine Zugang auf weitere Fördermittel

haben. läffiio,,i#li'o0,",-
IBAN: DE 66 5504 0022 0223 4447 @

Für private Bauherren, wie die im BFW organisierten Bauträger und Blc: coBADEFFsso

Projektentwickler, bedeutet der meist fehlende Zugans zu den Fördermitteln it,:ffi:l#:;r:rtTr'r:.**
letztlich einen erhebliChen Wettbewerbsnachteil. vorstand gem. § 26 BGB:
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Dieser Wettbewerbsvorteil für eine eng begrenzte Gruppe von Unternehmen ist für
die übrigen Marktteilnehmer nicht auszugleichen.

Da immer mehr Kommunen dazu übergehen, schon bei der Grundstücksvergabe
Quoten sozial geförderten Wohnraums einzufordern, wirkt sich der fehlende
Zugang zu diesen Fördermitteln für private lnvestoren immer stärker bereits als
Nachteil bei dem Zugang zu Grundstücken aus.

Da der Zugang zu den angesprochenen Fördermitteln fehlt, müssen Unternehmen
den wirtschaftlichen Nachteil im Wettbewerb durch interne Quersubventionen
ihrer Projekte ausgleichen. Hierdurch werden Wohnungsangebote lm mittleren und
höher-preisigen Segment deutlich verteuert.

Der staatliche Eingr;ff wirkt sich immer mehr als Kostentreiber mit gesellschaftlicher
Spaltungswirkung aus. Die gesellschaftliche Mitte erhält weder bezahlbaren
Mietwohnraum, noch kann sie sich Eigentumsbildung leisten.

lmmer weitergehende einseitige staatliche Wettbewerbseingriffe sind gerade für
kleine und mittelständische Bauträger und Projektentwickler Existenz gefährdend.

Dies gilt umso mehr, da mit zeitlicher Verzögerung auch Corona-bedingte,
wirtschaftliche Einbrüche auf den lmmobilienmärkten zu erwarten sind. Werden
vor diesem Hintergrund staatliche Forderungen und staatliche Förderungen für
Private immer mehr zum Wettbewerbsnachteil, so werden im Ergebnis
Produktionskapazitäten und Know-how vernichtet, was dem Wohnungsangebot,
aber auch der Wirtschaft im Land schadet.

Schon in unserer Stellungnahme vom ?2.O2.2O!8 hatten wir darauf hingewiesen,
dass neben der Festlegung eines Maßnahmenbeginns auch ein
Fertigstellungstermin festgeschrieben werden sol lte.

Ebenfalls hatten wir bereits 2018 gefordert, dass im Hinblick auf die L5-jährige
Übernahme der Darlehenszinsen durch das Land auch ein Mindesttilgungsatz
festgelegt werden sollte.

Die im Übrigen vorgesehenen Anderungen sind der zeitlichen Verlängerung des
Programms geschuldet und insoweit konsequent.

Soweit die Stellungnahme des BFW Hessen/Rheinland-Pfalz/Saarland.


